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Richtlinie der Stadt Pinneberg über die Erhebung von Entgelten für die schulischen 
Ganztags- und Betreuungsangebote im Hinblick auf das Inkrafttreten des 
Rechtsanspruchs auf Ganztagsförderung für Kinder im Grundschulalter 

 

Präambel 

Gemäß der Richtlinie zur Betriebskostenförderung durch Umsetzung des 
Erstattungsmechanismus für schulische Ganztags- und Betreuungsangebote mit 
Erfüllungswirkung im Hinblick auf das Inkrafttreten des Rechtsanspruchs auf 
Ganztagsförderung für Kinder im Grundschulalter des Ministeriums für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur vom 04. Dezember 2025 (Amtsblatt 
Schl.-H. 2025/459) werden die dortigen Vorgaben in dieser Richtlinie wie folgt umgesetzt: 

 

§ 1 Gegenstand und Höhe des Entgelts 

(1) Diese Richtlinie gilt für die Erhebung von Entgelten für die Inanspruchnahme der 
schulischen Ganztags- und Betreuungsangebote an den Grundschulen der Stadt Pinneberg, 
unabhängig davon, ob die Stadt die Angebote selbst durchführt oder durch Dritte 
(Kooperationspartner/Durchführungsträger) durchführen lässt. Soweit die Stadt die 
Durchführung der Angebote an einen freien Träger der Jugendhilfe oder einen anderen 
Kooperationspartner übertragen hat, erhebt dieser die Entgelte im eigenen Namen, ist 
jedoch an die in dieser Richtlinie festgelegten Höchstbeträge und Ermäßigungsregelungen 
gebunden. 

(2) Der Elternbeitrag für einen rechtsanspruchserfüllenden Platz im Sinne der 
Landesrichtlinie (Betreuung an 5 Tagen/Woche im Umfang von 8 Stunden täglich unter 
Anrechnung der Unterrichtszeit) wird auf den Höchstbetrag von 135,00 Euro 
monatlich festgesetzt. 

(3) Das Entgelt wird durchgehend für den gesamten Zeitraum der Anmeldung erhoben, 
unabhängig von der tatsächlichen Anwesenheit des Kindes (z. B. bei Krankheit). In den 
Schulferien ist die Teilnahme im Entgelt enthalten, sofern die Einrichtung geöffnet ist. 

(4) Zusätzliche Kosten für das Mittagessen sowie für gesonderte Veranstaltungen oder 
Angebote, die über den zeitlichen Rahmen des rechtsanspruchserfüllenden Angebots 
hinausgehen, sind in den Sätzen nach Abs. 2 und 3 nicht enthalten und werden gesondert 
berechnet. 

§ 2 Soziale Ermäßigung (Sozialstaffel) 

(1) Um sicherzustellen, dass Elternbeiträge nicht zum Ausschluss einzelner Schülerinnen 
oder Schüler führen, gewährt die Stadt Pinneberg auf Antrag eine soziale Ermäßigung. 
Diese richtet sich in entsprechender Anwendung nach den Kriterien des § 7 Abs. 2 des 
schleswig-holsteinischen Kindertagesförderungsgesetzes (KiTaG). 

(2) Das Entgelt entfällt vollständig, wenn die Erziehungsberechtigten oder das Kind eine der 
folgenden Leistungen beziehen: 
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1. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II), 

2. Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB XII), 

3. Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG), 
4. Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG), 
5. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG). 

(3) Beziehen die Erziehungsberechtigten keine der in Absatz 2 genannten Leistungen, ist 
ihnen das Entgelt dennoch nicht zuzumuten, soweit ihr Einkommen eine bestimmte 
Belastungsgrenze unterschreitet. 

 Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 
92a SGB XII entsprechend. 

 Übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze nicht, wird 
das Entgelt zu 100 % erlassen. 

 Übersteigt das Einkommen die Grenze, wird das Entgelt in der Höhe übernommen, 
dass den Eltern nach Abzug des Entgelts mindestens 50 % des Einkommens 
verbleiben, das über der Einkommensgrenze liegt. 

§ 3 Geschwisterermäßigung 

(1) Werden mehrere Kinder einer Familie, die mit Hauptwohnung im selben Haushalt leben, 
gleichzeitig in einer geförderten Kindertageseinrichtung, in geförderter Kindertagespflege 
oder in einem schulischen Ganztags- und Betreuungsangebot im Sinne dieser Richtlinie 
betreut, wird eine Geschwisterermäßigung gewährt. 

(2) Die Ermäßigung erfolgt in entsprechender Anwendung des § 7 Abs.1 KiTaG wie folgt: 

1. Für das älteste betreute Kind ist das volle Entgelt nach § 1 zu entrichten. 
2. Für das zweitälteste betreute Kind wird das Entgelt um 50 % ermäßigt. 
3. Für jedes weitere jüngere betreute Kind entfällt das Entgelt vollständig. 

(3) Die Geschwisterermäßigung wird einkommensunabhängig gewährt. Sie greift vorrangig 
vor der sozialen Ermäßigung nach § 2 Abs. 3. 

§ 4 Verfahren zur Gewährung der Ermäßigung 

(1) Die Ermäßigung nach den §§ 2 und 3 wird auf schriftlichen Antrag gewährt. Der Antrag ist 
bei der Stadt Pinneberg einzureichen. 

(2) Die Ermäßigung wird grundsätzlich ab dem Ersten des Monats gewährt, in dem der 
Antrag mit den vollständigen Unterlagen bei der Stadt eingeht. Eine rückwirkende 
Ermäßigung ist ausgeschlossen, es sei denn, die Verspätung ist von der Stadt zu vertreten. 

(3) Dem Antrag sind folgende Nachweise in Kopie beizufügen: 

1. Für die soziale Ermäßigung nach § 2 Abs. 2: Ein aktueller Bewilligungsbescheid über 
den Bezug der dort genannten Leistungen. 

2. Für die soziale Ermäßigung nach Härtefallregelung nach § 2 Abs. 3: 
Einkommensnachweise aller im Haushalt lebenden Personen sowie Abzüge und 



STADT PINNEBERG  
Nummer: 

 
4.23 

- ORTSRECHT UND WEITERE REGELUNGEN - Seite: 3 
 Stand: 06/26 
 

3 

Belastungen, insbesondere Nachweise über die monatliche Warmmiete oder 
Belastungen aus Wohneigentum. 

3. Für die Geschwisterermäßigung nach § 3: Ein Nachweis über die gleichzeitige 
kostenpflichtige Betreuung der Geschwisterkinder. 

(4) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, Änderungen in ihren persönlichen oder 
wirtschaftlichen Verhältnissen, die für die Gewährung der Ermäßigung maßgeblich sind (z. B. 
Wegfall von Sozialleistungen, Einkommensänderungen, Abmeldung eines 
Geschwisterkindes), unverzüglich und unaufgefordert mitzuteilen. 

(5) Wird die Ermäßigung aufgrund falscher oder unvollständiger Angaben zu Unrecht 
gewährt, ist der Differenzbetrag nachzuzahlen. 

§ 5 Datenverarbeitung und Datenschutz 

(1) Zur Feststellung der Entgeltpflicht und zur Prüfung der Ermäßigungsvoraussetzungen 
erhebt und verarbeitet die Stadt Pinneberg die erforderlichen personenbezogenen Daten der 
Schülerinnen und Schüler sowie ihrer Erziehungsberechtigten. Insbesondere folgende Daten 
werden erhoben: 

1. Name, Vorname(n), Anschrift und Geburtsdatum des Kindes, 
2. Name, Vorname(n), Anschrift sowie Kontaktdaten einer/eines 
Erziehungsberechtigten, 
3. Angabe zur besuchten Schule und Klassenstufe, 
4. Umfang der gewählten Inanspruchnahme der Betreuungsleistung, 
5. Bankverbindung, 
6. Daten zu Geschwisterkindern zur Prüfung der Geschwisterermäßigung nach § 3, 
7. Nachweise über den Bezug von Sozialleistungen oder Unterlagen zu den 

Einkommensverhältnissen zur Prüfung der sozialen Ermäßigung nach § 2. 
 
(2) Die Datenverarbeitung erfolgt auf Grundlage des Artikel 6 Abs. 1 lit. e DSGVO in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 LDSG SH. 

(3) Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur in Anwendung dieser Richtlinie 
weiterverarbeitet werden. Personenbezogene Daten im Sinne von Abs. 1 werden 
gespeichert, solange dies für die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die 
personenbezogenen Daten werden jedoch spätestens im fünften auf das der letzten 
Verarbeitung folgende Jahr gelöscht (Löschfrist). 

(4) Die Stadt ist berechtigt, die für die Landesförderung relevanten anonymisierten oder 
pseudonymisierten Daten an das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Kultur weiterzuleiten, soweit dies nach der Richtlinie zur 
Betriebskostenförderung durch Umsetzung des Erstattungsmechanismus für schulische 
Ganztags- und Betreuungsangebote mit Erfüllungswirkung im Hinblick auf das Inkrafttreten 
des Rechtsanspruchs auf Ganztagsförderung für Kinder im Grundschulalter erforderlich ist. 

§ 6 Inkrafttreten 

(1) Diese Richtlinie tritt am 01. August 2026 in Kraft. Sie gilt unbefristet. 
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Pinneberg, den 25.06.2026 

 

Thomas Voerste 
Bürgermeister 

 


